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Einleitung

§ 1 Einführung in die Problemstellung

Das Problem der Staatsverschuldung kann zu Recht als eine „politische
Schicksalsfrage der Gegenwart“1 bezeichnet werden. Spätestens mit der im Som-
mer 2007 einsetzenden internationalen Finanz- und Wirtschaftskrise und der sich
hieran anschließenden Staatsschuldenkrise im Euroraum ist deutlich geworden,
dass die Staatsverschuldung eines der vordringlichsten, gravierendsten und fol-
genschwersten Probleme ist, die es derzeit zu lösen gilt: Im Frühjahr 2010 drohte
Griechenland die Zahlungsunfähigkeit. Seitdem ist die Zahl der von der Staats-
schuldenkrise betroffenen oder zumindest bedrohten Euro-Staaten beständig ge-
stiegen; zu den weiteren Euro-Krisenländern zählen mittlerweile Irland, Portugal,
Spanien, Zypern, Slowenien und Italien2. Die Tatsache, dass Deutschland in der
gegenwärtigen Staatsschuldenkrise des Euroraums bislang als Helfer und nicht
als Hilfsbedürftiger aufgetreten ist, kann allenfalls vorübergehend darüber hin-
weg täuschen, dass auch die deutsche Staatsverschuldung inzwischen ein bedroh-
liches Ausmaß erreicht hat.

A. Die Entwicklung der Staatsverschuldung in Deutschland

Zur Bestätigung dieser Aussage ist ein kursorischer Einblick in die Entwick-
lung der Staatsverschuldung in Deutschland zu geben3:

Verschiedene Maßnahmen – die Währungsreform im Jahre 1948, das Londo-
ner Abkommen über deutsche Auslandsschulden vom 27. Februar 1953 sowie
das Allgemeine Kriegsfolgengesetz vom 5. November 1957 – führten dazu, dass
die neu gegründete Bundesrepublik Deutschland in ihren Anfängen nahezu schul-
denfrei war4. Die 50er und 60er Jahre waren insgesamt noch durch eine weit-
gehend moderate Verschuldung des Bundes, der Länder und der Kommunen ge-

1 Waldhoff, JZ 2008, 200 (200).
2 Siehe hierzu: Oppermann, NJW 2013, 6 (7).
3 Ausführlich zur Entwicklung der Staatsverschuldung in Deutschland siehe: Wu-

cherpfennig, Staatsverschuldung in Deutschland, S. 31 ff. Eingehend zur Entwicklung
der Staatsverschuldung speziell auf Bundesebene: Bröcker, Grenzen staatlicher Ver-
schuldung im System des Verfassungsstaats, S. 97 ff.

4 Vgl.: Neidhardt, Staatsverschuldung und Verfassung, S. 2 f.; Scholl, DÖV 2010,
160 (161). Ausführlicher: Bröcker, Grenzen staatlicher Verschuldung im System des
Verfassungsstaats, S. 98 f.



prägt; die gesamtstaatliche Schuldenstandsquote in diesem Zeitraum hielt sich
weitgehend konstant bei etwa 20 %5. Der Bund erzielte in den 50er Jahren sogar
wiederholt Haushaltsüberschüsse, die als sogenannter „Juliusturm“ in die Ge-
schichte eingegangen sind6.

Anfang der 70er Jahre ist allerdings eine klare Zäsur in der Entwicklung der
Staatsverschuldung zu erkennen: Seit den 70er Jahren zeichnet sich ein stetiges,
teils sogar dramatisches Anwachsen des gesamtstaatlichen Schuldensockels ab7.
Ab Mitte der 70er Jahre ist sogar von einem „Hochschnellen der Defizite in den
öffentlichen Haushalten“8 die Rede; das Jahr 1974 wird als „Start in die deutsche
Nachkriegs-,Ära‘ der Staatsverschuldung“9 bezeichnet. In Zahlen ausgedrückt,
stellt sich die Entwicklung folgendermaßen dar: Die Schulden des öffentlichen
Gesamthaushalts stiegen in den 40 Jahren zwischen 1970 und 2010 von zunächst
ungefähr 64 Milliarden Euro auf schließlich über 2 Billionen Euro an. Betrachtet
man die Entwicklung der Schuldenstandsquote10 in diesem Zeitraum so sind
zwar kleinere Schwankungen festzustellen, der generelle Anstiegstrend ist indes
eindeutig: 1970 betrug die gesamtstaatliche Schuldenstandsquote noch ca. 18 %,
2010 erreichte sie schließlich mit über 80 % einen neuen Rekordwert. Einen be-
deutenden Beitrag zu dieser Entwicklung leistete insbesondere die Staatsver-
schuldung des Bundes: Die Verschuldung des Bundes erhöhte sich zwischen
1970 und 2010 von zunächst ca. 29,5 Milliarden Euro auf nunmehr fast 1,3 Bil-
lionen Euro; die Schuldenstandsquote des Bundes stieg von 8,2 % auf 51,6 %
an11. Die Zahlen der letzten Jahre lassen möglicherweise eine geringfügige Ver-
besserung erkennen; die absoluten Zahlen zur gesamtstaatlichen Verschuldung
für die Jahre 2011 und 2012 zeigen zwar einen weiteren Anstieg an, die gesamt-
staatliche Schuldenstandsquote ging nach Angaben des Bundesfinanzministe-
riums aber auf 77,6 % zurück12. Ob es sich hierbei um den Beginn einer stabilen
und dauerhaften Trendwende handelt, bleibt jedoch vorerst abzuwarten. Ergän-
zend ist darauf hinzuweisen, dass sich die präsentierten Zahlen allein auf die so-

24 Einleitung

5 Scholl, DÖV 2010, 160 (161).
6 Hierzu beispielsweise: Bröcker, Grenzen staatlicher Verschuldung im System des

Verfassungsstaats, S. 99.
7 So beispielsweise auch Ryczewski, der den Anstieg der Staatsverschuldung ab den

70er Jahren konkret durch graphische Darstellungen veranschaulicht: Ryczewski, Die
Schuldenbremse im Grundgesetz, S. 17 f.

8 v. Arnim, BayVBl 1981, 514 (514).
9 Duwendag, Staatsverschuldung, S. 158.
10 Die Schuldenstandsquote bezeichnet das Verhältnis des Schuldenstands eines Staa-

tes zum Bruttoinlandsprodukt dieses Staates. Siehe hierzu auch: Einleitung § 4.
11 Siehe hierzu die vom Bundesfinanzministerium veröffentlichten Übersichten über

die Entwicklung der Staatsverschuldung seit 1950 in drei Tabellen: Bundesministerium
der Finanzen, Schulden der öffentlichen Haushalte: Schulden ÖGH 1950–1990, Schul-
den ÖGH 1991–2009, Schulden ÖGH 2009–2011, neue Systematik.

12 Siehe: Bundesministerium der Finanzen, Monatsbericht des BMF, März 2014,
S. 106, Tabelle 13b: Schulden der öffentlichen Haushalte, Neue Systematik.



genannte explizite Staatsverschuldung beziehen. Zu den expliziten Schulden tre-
ten allerdings noch die sogenannten impliziten Schulden hinzu13, deren Umfang
sich Berechnungen des Sachverständigenrats zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung zufolge bereits im Jahre 2002 auf ca. 270 % belief14.

Die vorstehenden Ausführungen dürften deutlich gemacht haben, dass gerade
auch in Deutschland, das innerhalb des krisengebeutelten Euroraums gelegentlich
als Musterland erscheint, ein dringender Handlungs- und Lösungsbedarf besteht.

B. Die deutsche „Schuldenbremse“ als neues Erfolgsmodell?

In Deutschland reagierte man 2009 auf das derzeit viele Staaten beschäfti-
gende Problem der steigenden Staatsverschuldung mit der Einführung der deut-
schen „Schuldenbremse“ in das Grundgesetz. Das Modell der im Grundgesetz
verankerten deutschen „Schuldenbremse“ stellt sich in seinen wesentlichen
Grundzügen folgendermaßen dar: Im Kern werden Bund und Länder auf den
Grundsatz des materiell ausgeglichenen Haushalts verpflichtet; hierdurch wird
für Bund und Länder ein grundsätzliches Neuverschuldungsverbot normiert, von
dem im Gegenzug wieder bestimmte, näher festgelegte Ausnahmeregelungen
vorgesehen sind15. Die Bestimmungen der grundgesetzlichen „Schuldenbremse“
fanden erstmalig auf das Haushaltsjahr 2011 Anwendung; bis 2016 bzw. 2020
dürfen Bund und Länder allerdings noch von den ihnen gesetzten Vorgaben und
Grenzen abweichen16. Dass die deutsche „Schuldenbremse“ ein Erfolgsmodell
für die Zukunft ist, konnte sie demnach in der Praxis noch nicht unter Beweis
stellen.

Insgesamt befindet sich das Modell der „Schuldenbremse“ derzeit auf einem
Siegeszug, als hätte es sich bereits als universelles Allheil- und Wundermittel
gegen das Problem der Staatsverschuldung bewährt: Als „Mutter der Schulden-
bremsen“ gilt die 2001 per Volksabstimmung beschlossene „Schuldenbremse“
der Schweizerischen Bundesverfassung17; verschiedene Formen von „Schulden-
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13 Unter der expliziten Staatsverschuldung versteht man die bereits eingegangenen,
in Schuldtiteln oder dergleichen verbrieften Kreditverbindlichkeiten eines Staates. Die
implizite Staatsverschuldung umfasst die zukünftigen Lasten bzw. Verbindlichkeiten,
die nur unzureichend durch die zu erwartenden Beiträge und Steuern gedeckt sind.
Siehe hierzu auch: Einleitung § 4.

14 Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung,
Staatsfinanzen konsolidieren – Steuersystem reformieren, Jahresgutachten 2003/04,
S. 270 ff., siehe vor allem S. 276.

15 Die zentralen Bestimmungen der grundgesetzlichen Schuldenbremse finden sich
konkret in Art. 109 Abs. 3 GG sowie in Art. 115 Abs. 2 GG. Ausführlich hierzu siehe
unten: 2. Teil § 2 B.

16 So die im Grundgesetz normierte Übergangsbestimmung des Art. 143d Abs. 1 GG.
17 Economiesuisse, Schuldenbremse: nachhaltig erfolgreich, dossierpolitik, 11. Sep-

tember 2012, Nr. 18, S. 9.


